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Jährliche Anpassung der Regelbedarfe an Inflation und Lohnentwicklung

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Bundesregierung ist rechtlich verpflichtet, die Regelbedarfe an die Ent-
wicklung von Preisen und Löhnen anzupassen. Betroffen davon sind nicht nur 
rund 5,5 Millionen Menschen im Hartz-IV-Bezug, sondern auch ca. 1 Million 
Menschen in der Altersgrundsicherung und der Sozialhilfe sowie rund 
400 000 Personen mit Asylbewerberleistungen, also insgesamt 7 Millionen 
Menschen in Deutschland.

Mit der Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung 2022 (RBSFV 2022) 
hat die Bundesregierung beschlossen, dass ab dem 1. Januar 2022 erwachsene 
Leistungsberichtigte (Regelbedarfsstufe 1 bis 3) 3 Euro und Kinder (Regelbe-
darfsstufe 4 bis 6) 2 Euro mehr pro Monat erhalten werden. Die Anpassung 
erfolgt zu 70 Prozent anhand der Preisentwicklung und zu 30 Prozent anhand 
der Lohnentwicklung. Maßgeblich ist die Veränderung zwischen dem 1. Juli 
2020 und dem 30. Juni 2021. Genau in diesen Zeitraum fällt die Senkung der 
Mehrwertsteuer. Daher wurden Steigerungen bei den Verbraucherpreisen in 
diesem Zeitraum überlagert. Der Anpassung der Regelbedarfe liegt dement-
sprechend nur ein Preisanstieg von 0,132 Prozent zugrunde. Aufgrund dieses 
Sondereffekts sollen die Regelbedarfe ab 2022 insgesamt nur mit 0,763 Pro-
zent fortgeschrieben werden (Da die errechneten Beträge gerundet werden, 
liegt die Erhöhung nach Rundung auf volle Euro real sogar noch etwas unter 
diesem Quotienten.). Aus Sicht der Fragestellerinnen und Fragesteller ist die-
ses Vorgehen nicht sachgerecht, weil die Absenkung der Mehrwertsteuer aus-
gelaufen und die dämpfende Wirkung auf Steigerungen der Verbraucherpreise 
entfallen ist. Dies ist auch an den aktuell stark steigenden Preisen ablesbar. 
Die Inflationsrate (Steigerung des Verbraucherpreisindex gegenüber dem Vor-
jahresmonat) liegt seit Juli 2021 mit steigender Tendenz oberhalb von 3,8 Pro-
zent und damit bei einem Vielfachen der vorgesehenen Anpassung. Regelbe-
darfsrelevante Güter haben sich teilweise noch deutlich stärker verteuert: So 
sind z. B. Lebensmittel im September 2021 um 4,9 Prozent teurer als im Sep-
tember 2020, Energie ist sogar um 14,3 Prozent teurer (www.destatis.de, Ver-
braucherpreisindex für Deutschland, abgerufen am 3. November 2021). In der 
Folge ist klar, dass Menschen in der Grundsicherung ab Januar 2022 unter 
einem realen Kaufkraftverlust leiden werden.
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Die vorgesehene Anpassung ist nach Ansicht der Fragestellerinnen und Frage-
steller auch verfassungswidrig, weil sie zu einer Unterdeckung des verfas-
sungsrechtlich garantierten Existenzminimums führt. Nach Auffassung des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG, 1 BvL 10/12; Randnummer 121) sind 
die bisherigen Regelbedarfe bereits an der „Grenze dessen, was zur Sicherung 
des Existenzminimums verfassungsrechtlich gefordert ist.“ Ein Preisanstieg 
ohne Ausgleich sprengt diese Grenzen. Die geplante Fortschreibung der Re-
gelbedarfe würde „evident zu einem spürbaren Kaufkraftverlust von Bezie-
henden von Grundsicherungsleistungen und einer Unterdeckung des men-
schenwürdigen Existenzminimums“ führen (Lenze, 2021: Verfassungsrechtli-
ches Kurzgutachten zur Fortschreibung der Regelbedarfsstufen nach § 28a 
SGB XII zum 1. Januar 2022).

Die geplante Anpassung entspricht zwar den gesetzlichen Vorgaben des § 28a 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII). Das Grundrecht auf ein 
menschenwürdiges Existenzminimum verlangt aber eine Änderung dieser 
Vorgaben. Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG, 1 BvL 10/12; Randnum-
mer 144) hat den Gesetzgeber im Falle einer offensichtlichen und erheblichen 
Diskrepanz zwischen der tatsächlichen Preisentwicklung und der bei der Fort-
schreibung der Regelbedarfsstufen berücksichtigten Entwicklung der Preise 
verpflichtet, zeitnah zu reagieren und nicht auf die nächste Fortschreibung der 
Regelbedarfe zu warten.

Die aktuelle Entwicklung war abzusehen. Dennoch hat es die Bundesregie-
rung nach Ansicht der Fragestellerinnen und Fragesteller verpasst, rechtzeitig 
eine gesetzliche Regelung zu schaffen, die die Erfüllung des aktuellen Bedarfs 
sicherstellt und das verfassungsrechtliche Existenzminimum garantiert.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Ermittlung der Regelbedarfe auf Basis der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe (EVS) und die Fortschreibung dieser Ergebnisse mittels eines 
Mischindex erfolgt erst seit der Neuermittlung der Regelbedarfe zum 1. Januar 
2011. Die erfragten Zeitreihen werden daher ab diesem Datum dargestellt.
Zu beachten ist, dass zum 1. Januar 2011, 2017 und 2021 jeweils eine Neu-
ermittlung der Regelbedarfsstufen im Rahmen eines Regelbedarfsermittlungs-
gesetzes (RBEG) nach § 28 SGB XII auf Basis von Sonderauswertungen der 
jeweils aktuellen EVS erfolgte. Für die übrigen Jahre wurde die Fortschreibung 
mittels Verordnung nach § 28a SGB XII (Regelbedarfsstufen-Fortschreibungs-
verordnung – RBSFV) vorgenommen. Um Lücken in den dargestellten Tabel-
len zu vermeiden und uneingeschränkt Vorjahresvergleiche zu ermöglichen, 
werden in den folgenden Tabellen sowohl die gesetzlich ermittelten Beträge als 
auch die fortgeschriebenen Beträge dargestellt.

1. Wie hoch fiel die Fortschreibung der Regelbedarfsstufen nach § 28a 
SGB XII (Stufen 1 bis 6) in den Jahren, in denen es keine Neuermittlung 
gab, seit 2006 jeweils aus (bitte in Euro und in Prozent angeben)?

2. Wie hoch fiel die Entwicklung der Preise der regelbedarfsrelevanten Güter 
und Dienstleistungen sowie die Entwicklung der durchschnittlichen 
Nettolohn- und Nettogehaltssumme je durchschnittlich beschäftigter Ar-
beitnehmerin bzw. beschäftigtem Arbeitnehmer, wie sie jeweils in den 
Mischindex nach § 28a SGB XII einfließen, seit 2006 in den Jahren, in 
denen es keine Neuermittlung gab, jeweils aus (bitte die Entwicklung in 
Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum angeben)?

Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet.
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Die Zusammensetzung des Mischindex zur Fortschreibung der Regelbedarfe 
im Rahmen einer Neuermittlung bzw. Fortschreibung seit dem 1. Januar 2011 
ist der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.
Die Fortschreibung zum 1. Januar 2012 wurde ausnahmsweise in zwei Schrit-
ten vorgenommen. Der erste Schritt (+0,75 Prozent) für die Entwicklung vom 
Kalenderjahr 2009 zum Zeitraum Juli 2009 bis Juni 2010 wurde bereits im 
RBEG geregelt (§ 138 Nummer 1 SGB XII, BGBl. I Nummer 12/2011, S. 489). 
Der zweite Schritt wurde im Rahmen der RBSFV 2012 berechnet (Veränderung 
vom Zeitraum Juli 2009 bis Juni 2010 zum Zeitraum Juli 2010 bis Juni 2011). 
Diese Vorgehensweise war bereits im RBEG (§ 138 Nummer 2 SGB XII, 
BGBl. I a. a. O.) festgelegt worden. Für die Fortschreibung zum 1. Januar 2012 
wurden dann beide Schritte in der RBSFV 2012 zusammengefast.

Bei den Neuermittlungen nach § 28 SGB XII durch ein RBEG wird die für die 
Regelbedarfsstufen (RBS) 1 und 4 bis 6 auf Basis der jeweils zugrundeliegen-
den EVS ermittelte Summe der regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben 
fortgeschrieben. Die RBS 2 und 3 werden in diesen Jahren in Relation (90 Pro-
zent bzw. 80 Prozent) zur RBS 1 ermittelt. In Jahren, für die keine Neuermitt-
lung erfolgt, werden alle sechs für das Vorjahr geltenden RBS mittels Misch-
index fortgeschrieben. Die sich ergebenden Beträge werden jeweils bei der 
Neuermittlung nach § 28 Absatz 5 Satz 3 SGB XII und bei der Fortschreibung 
nach § 28a Absatz 1 SGB XII kaufmännisch gerundet. Die Höhe und Verände-
rung der seit dem 1. Januar 2011 geltenden RBS 1 bis 6 ergeben sich aus der 
nachstehenden Tabelle.
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3. Wie haben sich die Preise für die regelbedarfsrelevanten Güter und 
Dienstleistungen, wie sie zur Berechnung der Veränderungsrate der Preis-
entwicklung nach § 28a SGB XII verwendet werden, im Zeitraum von Juli 
2020 bis Juni 2021 sowie im Zeitraum der Mehrwertsteuersenkung, also 
vom 1. Juli 2020 bis zum 31. Dezember 2020, im Einzelnen entwickelt, 
und mit welchem Gewichtungsfaktor sind diese in die Fortschreibung ein-
gegangen (bitte die Entwicklung in Prozent für jede Güter und Dienstleis-
tungskategorie einzeln gegenüber dem Vorjahreszeitrum in Prozent ange-
ben)?
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Die Gewichtungsfaktoren und die Preisentwicklung der einzelnen regelbedarfs-
relevanten Güter- und Dienstleistungen im Durchschnitt des Zeitraums Juli 
2020 bis Dezember 2020 gegenüber dem Durchschnitt des Zeitraums Juli 2019 
bis Dezember 2019 können der folgenden Tabelle entnommen werden.
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4. Wie haben sich jeweils die Preise für Güter und Dienstleistungen, die zur 
Regelbedarfsermittlung nach § 28 SGB XII herangezogen werden, seit der 
letzten Sonderauswertung zur Regelbedarfsermittlung entwickelt (bitte die 
Entwicklung einzeln in Prozent und mit jeweiligem Gewichtungsfaktor 
angeben)?

Die Gewichtungsfaktoren und die Preisentwicklung der einzelnen regelbedarfs-
relevanten Güter- und Dienstleistungen im Durchschnitt des Zeitraums Juli 
2020 bis Juni 2021 gegenüber dem Jahresdurchschnitt 2018 können der folgen-
den Tabelle entnommen werden.
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5. Mit welcher Entwicklung der durchschnittlichen Inflationsraten rechnet 
die Bundesregierung für das Jahr 2022 (bitte sowohl den allgemeinen Wert 
als auch den Wert für regelbedarfsrelevante Güter und Dienstleistungen 
angeben)?

In ihrer Herbstprojektion vom 27. Oktober 2021 geht die Bundesregierung da-
von aus, dass die Inflationsrate im Jahr 2021 bei 3,0 Prozent und in den beiden 
Jahren danach bei 2,2 Prozent beziehungsweise bei 1,7 Prozent liegt. Die Kern-
inflation, also die Entwicklung des Verbraucherpreisniveaus unter Herausrech-
nung der volatilen Energie- und Lebensmittelpreise, beträgt laut der Herbstpro-
jektion der Bundesregierung in den Jahren 2021, 2022 und 2023 entsprechend 
+2,2 Prozent, +2,0 Prozent und +1,7 Prozent. Projektionen zu den Preissteige-
rungsraten von regelbedarfsrelevanten Gütern und Dienstleistungen werden 
von der Bundesregierung nicht erstellt.

6. Hat die Bundesregierung geprüft, ob ab dem Jahr 2022 mit einer offen-
sichtlichen und erheblichen Diskrepanz zwischen der tatsächlichen Preis-
entwicklung und der bei der Fortschreibung der Regelbedarfsstufen be-
rücksichtigten Entwicklung der Preise zu rechnen ist, die verfassungs-
rechtlich eine Anpassung erfordert?

Wenn ja, mit welchem Ergebnis, wenn nein, warum nicht?

Die Bundesregierung beobachtet die laufende Preisentwicklung der regelbe-
darfsrelevanten Güter und Dienste zeitnah. Eine erhebliche Diskrepanz zwi-
schen der Entwicklung der regelbedarfsrelevanten Preise und der Fortschrei-
bung der RBS wird weder derzeit gesehen noch für die Zukunft erwartet.
Die derzeit deutliche allgemeine Preissteigerung beruht zum guten Teil auf
– dem starken Preisanstieg bei Kraftstoffen, Heizöl und Gas sowie
– einem Sondereffekt aufgrund der Mehrwertsteuersenkung im zweiten Halb-

jahr 2020.
Kraftstoffe, Heizöl und Gas sind für die Regelbedarfe und ihre Fortschreibung 
nicht relevant. Die Kosten für Heizöl und Gas werden im Rahmen der Bedarfe 
für Unterkunft und Heizung in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen, soweit 
angemessen, gesondert gewährt.
Der Sondereffekt tritt nur im zweiten Halbjahr 2021 auf und bedeutet keine zu-
sätzliche Belastung, sondern spiegelt die Mehrwertsteuerentlastung, mit der die 
Kaufkraft im zweiten Halbjahr 2020 erhöht wurde.

7. Welchen direkten oder indirekten Einfluss hat nach Einschätzung der 
Bundesregierung der massive Einsatz von Kurzarbeit im Jahr 2020 und 
die dadurch bedingte Reduktion der Arbeitszeit vieler Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer auf die Entwicklung der durchschnittlichen Nettolohn- 
und Nettogehaltssumme je durchschnittlich beschäftigter Arbeitnehmerin 
bzw. beschäftigtem Arbeitnehmer?

Da Kurzarbeitergeld in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) 
nicht als Lohnbestandteil definiert ist, senkt eine Ausweitung von Kurzarbeit 
für sich genommen tendenziell die in den VGR ausgewiesenen Löhne und Ge-
hälter je Arbeitnehmerin und Arbeiter. Dies war auch im Jahr 2020 der Fall. 
Eine geringere Inanspruchnahme von Kurzarbeit führt spiegelbildlich für sich 
genommen zu höheren Löhnen und Gehältern je Arbeitnehmerin und Arbeiter.
Hinsichtlich der Fortschreibung der Regelbedarfe ist zu beachten, dass für die 
Fortschreibung zum 1. Januar 2022 die Entwicklung der regelbedarfsrelevanten 
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Preise sowie der Nettolöhne und -gehälter vom Zeitraum Juli 2019 bis Juni 
2020 bis zum Zeitraum Juli 2020 bis Juni 2021 maßgeblich ist. Daher wird ne-
ben der eher verhaltenen Lohnentwicklung zwischen dem dritten Quartal 2020 
und dem ersten Quartal 2021, auch die im zweiten Quartal 2021 gemessene 
deutliche Erholung der Löhne und Gehälter bei der Fortschreibung voll berück-
sichtigt. Das Statistische Bundesamt hat für das zweite Quartal 2021 eine Erhö-
hung der Nettolöhne und -gehälter pro Arbeitnehmerin und Arbeiter gegenüber 
dem Vorjahr von 6,2 Prozent ermittelt (Pressemitteilung des Statistischen Bun-
desamtes 398 vom 24. August 2021). Dadurch lag die Entwicklung der durch-
schnittlichen Nettolöhne und -gehälter pro Arbeitnehmerin und Arbeiter im für 
die Regelbedarfsstufen-Fortschreibung 2022 relevanten Zeitraum von Juli 2020 
bis Juni 2021 mit insgesamt 2,31 Prozent nur leicht unter der durchschnittli-
chen jährlichen Entwicklung im Zeitraum ab 2011 (siehe Antwort zu Frage 1).

Drucksache 20/208 – 12 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


